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Die Landesſtener auf den Perbrauch von Bier und 
gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten im Kronlande 
Steiermark. 

Von Dr. Moriz Caſpaar. 


Mit dem Landesgeſetze vom October 1880 (Kundmachung (do. 
15. October 1880, L. G. u. V. Bl. Nr. 21) über die Bedeckung des 
Abganges der ſteiermärkiſchen Landesfonde ſür das Jahr 1880 wurde 
für das flache Land im Kronlande Steiermark eine ſelbſtſtandige Abgabe 
auf den Verbrauch von Bier und gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten ein⸗ 
geführt und ſeither jedes Jahr erneuert. Für die Stadt Graz wurde 
ein Zuſchlag zur Steuer an der Einfuhr und Erzeugung in gleicher 
Weiſe normirt. Dem Wortlaute des Geſetzes für das flache Land ent- 
ſprechend, foll der Verbrauch des Bieres, beziehungsweiſe der gebrann⸗ 
ten geiſtigen Flüſſigkeiten, und zwar: „nach der Wahl des Verſchleißers 
entweder bei Einbringung in die Gewerbs- und Aufbewahrungsräume 
oder erſt beim Anzapfen zum Zwecke des Kleinverſchleißes“ verſteuert 
werden. Es erſcheint daher die allgemein getheilte Annahme gerecht⸗ 
fertigt, daß die Steuer ausſchließlich vom Kleinverſchleißer einzuheben 
jet. Der ſteiermarkiſche Landesausſchuß hat aber in einer Zuſchrift an 
die k. k. Bezirkshauptmannſchaft Leoben vom 12. September 1883, 
3. 10.970, über eine Eingabe der Steuerpächter für Leoben und Um: 
gebung, enthaltend die Anzeige, daß Arbeiter von Donawitz Bier direct 
von Brauereien beziehen und ohne Entrichtung der Landesumlage con⸗ 
ſumiren, erklärt, „daß der Verbrauch von Bier ohne Ausnahme auf 
welche Art und Weiſe der Landesumlage unterliegt,“ und hiedurch die 
Weisung ertheilt, daß die Auflage nicht blos als eine Steuer auf den 
Verbrauch des Kleinverſchleißes, ſondern nebenher auch als eine directe 
Conſumſteuer eingehoben werden ſolle. 

Dieſe letzterwähnte Erweiterung der Steuerpflicht läßt ſich aus 
der Textirung des Geſetzes nicht ableiten und einzig auf eine der bis⸗ 


herigen Steuerpraxis fremde Auslegung des Wortes „Verbrauch“ im 
Texte des Geſetzes zurückführen Dieſe Erweiterung erſcheint darum von 
beſonderer Tragweite, weil dieſelbe eine Steueremhebung involvirt, die 
wir bisher nur bei Staatsmonopolen, als: Tabak und Salz, kennen 
(wenn man hier nicht eine Vorauslage der Steuer durch die Verſchleißer 
annimmt), vor der aber die Finanzwirthſchaft noch ſtets zurückgeſcheut: 
es iſt dies die Einhebung der Steuer direct vom Conſumenten als 
Steuerpflichtigen. Damit wird die Getränkſteuer zur directen Steuer, 
damit würde aber auch für den Conſumenten eine Reihe weitgehendſter 
Beläſtigungen durch die Steuercontrole geſchaffen. Allerdings wurde 
ſchon im Jahre 1880 durch ein Landesgeſetz mehreren Gemeinden die 
Einhebung von Auflagen auf das in deren Gebiet eingeführte und 
daſelbſt verbrauchte Bier bewilligt. Es gilt aber auch für dieſe Abgabe 
das Gleiche, was wir hier bemerken, es fehlt uns eine nähere Beſtim⸗ 
mung über den Ausdruck „Verbrauch“. 

Die Frage, wer nach dem erwähnten Landesgeſetze ſteuerpflichtig 
iſt, insbeſondere aber ob der Conſument, welcher das ſteuerpflichtige 
Getränk direct vom Producenten oder im Handel aus einem anderen 
Kronlande bezieht, nach dem Texte des Geſetzes und der Durchführungs⸗ 
beſtimmungen die Steuer zu bezahlen hat, iſt nicht allein von theoreti- 
ſcher Bedeutung, fie hat vielmehr für den Induſtriebezirk Leoben ihre 
praktiſche Anwendung erfahren. 

Die Landesumlagenpachtung Leoben hat unter Zuſtimmung des 
Landesausſchuſſes die Steuereinhebung vom Conſumenten durchgeführt, 
und von Seite der k. k. Bezirkshauptmannſchaſt Leoben wurde die Ge— 
meinde Donawitz (mit Erlaß vom 23. Jänner 1885, Z. 1517) über 
Einſchreiten der erwähnten Pachtung beauftragt, durch öffentliche Kund⸗ 
machung für die nothwendige Bekanntmachung der Beſtimmungen des 
Geſetzes und der Durchführungsverordnungen Sorge zu tragen. Die 
Gemeinde Donawitz hat in ihrer Kundmachung ſich mehr an die vom 
Landesausſchuſſe vertretene Auslegung, als an den Text der Geſetzes⸗ 
beftimmung gehalten, indem fie decretirt: 1. „Jeder Private oder 
Arbeiter unterliegt der Entrichtung der Landesumlage für 
den Verbrauch von Bier und gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten und iſt 
verpflichtet ...“ Dieſer Text iſt wohl nur de lege ferenda gegeben, 
da er den Conſumenten als Steuerſubject bezeichnet, während das Geſetz 
ſagt: ſteuerpflichtig iſt der Verbrauch, und zwar „nach der Wahl des 
Kleinverſchleißers u. ſ. f.“. Es iſt nicht zu verkennen, daß die Kund⸗ 
machung der Gemeinde die Auslegung des Landesausſchuſſes in ſeiner 
Conſequenz richtig auffaßt, indem ſie zur Beſeitigung jeden Zweifels 
die Landesumlage einfach als direete Steuer decretirt; fie hat zu 
dieſem Zwecke auch die Durchführungsbeſtimmungen entſprechend um⸗ 
ſtyliſirt und überall da, wo dieſe von der Gewerbspartei ſprechen, die 
Bezeichnung „Partei“ gewählt, und ſtatt Gewerbslocalitäten „Wohn⸗ 
und Kellerräume“ eingeſetzt. Dieſe über Auftrag der k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft erlaſſene Kundmachung ſteht jedoch mit den beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen im Widerſpruche und charakteriſirt die Conſequenzen 
der nicht vollſtändig erſchöpſenden Textirung des Geſetzes. Allerdings 
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hat die Kundmachung, welche als Rechtsbelehrung für die betreffende 
Gemeinde gelten ſoll, keine weitere Rechtswirkung, es muß ihr aber 
doch eine Bedeutung für die Handhabung der Steuereinhebung bei— 
gemeſſen werden. 

Bevor wir die letzten Verfügungen des ſteiermärkiſchen Landes⸗ 
ausſchuſſes und der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Leoben näher erörtern, 
müſſen wir uns mit dem Texte des Geſetzes und den dazugehörigen 
Durchführungsbeſtimmungen beſchäftigen, um vor Allem Klarheit über 
die Tendenz des Geſetzes zu erlangen. Das Geſetz wurde das erſte Mal 
beſchloſſen und in ſeiner Textirung feſtgeſtellt in der Landtagsſeſſion 
von 1880 (Beſchluß vom 6. Juli 1880) für das Erforderniß des 
Jahres 1881. Das Geſetz ſcheidet die Stadt Graz und das flache 
Land; für Graz wird ein Zuſchlag zu der beſtehenden Verzehrungs⸗ 
ſteuer bei der Erzeugung und Einfuhr feſtgeſetzt. Hier wird ſelbſt⸗ 
verſtändlich der geſammte Conſmn getroffen, wie dies ja überhaupt 
durch die Verzehrungsſteuer für geſchloſſene Orte geſchieht. Für das 
flache Land wird folgende Beſtimmung getroffen: „a) eine ſelbſt⸗ 
ſtändige Auflage von 50 kr. von jedem Hektoliter verbrauchten 
Bieres (bezw. von einem halben Kreuzer vom Liter) und b) eine ſelbſt⸗ 
ſtändige Auflage von 2 fl. 50 kr. von jedem Hektoliter verbrauchter 
gebrannter geiſtiger Flüſſigkeiten (bezw. von 2 ½ kr. vom Liter), und 
zwar beim Biere und bei gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten nach Wahl 
des Verſchleißers entweder bei der Einbringung in die Gewerbs- und 
Aufbewahrungsräume oder erſt beim Anzapfen zum Zwecke des Klein⸗ 
verſchleißes eingehoben.“ Das Steuerobject iſt durch den Geſetzes⸗ 
text unzweifelhaft feſtgeſtellt; man will das „verbrauchte Bier“, die 
„verbrauchten gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten“ mit einer Abgabe 
belegen. Das Steuerſubject iſt nur aus dem zu a) und b) gehörigen 
Satze zu entnehmen, „und zwar nach der Wahl des Klein— 
verſchleißers. . . .“ Eine andere Textauslegung können wir nicht 
finden als die, daß die Steuer vom Kleinverſchleißer entrichtet 
werden ſoll. Sache der Durchführungsbeſtimmungen iſt es, die 
Definition des Begriffes „Kleinverſchleißer“ zu geben, und wir werden 
ſehen, daß dies ſowohl in der Durchführungsverordnung vom Jahre 
1880 als in jener von 1882 geſchieht. 

Unſere Textesauslegung iſt gewiß keine erzwungene, ſie geht 
einfach aus der Styliſirung hervor; beſteuert wird der Verbrauch 
im Kleinverſchleiße; der Verſchleißer hat die Steuer zu entrichten 
und ihm ſteht es frei, ſoweit es ihm möglich iſt, den geleiſteten 
Steuerbetrag vom Conſumenten einzubringen. Wollte man dem Aus— 
drucke „verbrauchen“ die Bedeutung beilegen, daß darunter nur die 
Eonſumtion des Bieres, deſſen Genuß, die Werthzerſtörung, verſtanden 
werden ſollte, ſo paßt dieſe Erklärung nicht auf die Steuerpflicht des 
Kleinverſchleißers, welcher ja das Bier im Ausſchanke verbraucht, 
dasſelbe umſetzt, nicht aber genießt. Nachdem aber der Kleinverſchleißer 
in dem Geſetze ausdrücklich als ſteuerpflichtig angeführt wird und die 
Textirung des ganzen Abſatzes ihn als den alleinigen Steuerträger 
hinſtellt, fo muß angenommen werden, daß mit dem Worte „Verbrauch“ 
nicht der Genuß, ſondern nur der gewerbsmäßige Verbrauch 
im Kleinverſchleiße gemeint ſein kann. 

Sehen wir zur Klarſtellung der Intention des Geſetzgebers die 
ſtenographiſchen Protokolle der Landtagsſeſſin von 1880 durch, fo 
finden wir auch daſelbft unſere Anſchauung vertreten. Daß die 
betreffenden Geſetzesbeſtimmungen im Landtage eine verhältnißmäßig 
geringe Beachtung fanden, können wir nur daraus erklären, daß es 
keinesfalls die Abſicht des Landtages war, über den Inhalt des 
Verzehrungsſteuerpatentes hinaus zu gehen und daß keiner der Ab- 
geordneten an eine Einhebung der Steuer direct vom Conſumenten 
gedacht hat. Der Abgeordnete Graf Wurmbrand hat in ſeiner Rede 
zu dieſem Gegenſtande eine beiläufige Schätzung des Bierverbrauches 
aufgeſtellt, ohne das Weſen der Steuer näher zu berühren. Aus der 
Rede des Abgeordneten Freiherrn von Zſchock iſt aber der folgende 
Paſſus als hier von beſonderem Intereſſe hervorzuheben. Derſelbe 
ſagt: „Ich glaube nicht, daß vom Standpunkte der Conſumenten aus 
eine beſonders gewichtige Einwendung gegen die Abgabe vom Bier⸗ 
verbrauche erhoben werden kann, weil ich nicht glaube, daß dieſe Ab— 
gabe wirklich auf den Conſumenten übergewälzt werden wird, jondern 
ich bin vielmehr der Anſicht, daß dieſe Abgabe von den Producenten, 
eventuell vom Händler, vom Wirthe wird getragen werden, als von 
Bevölkerungsclaſſen, die etwas ſtärker zur Landesumlage herangezogen 
werden können.“ Wir ſehen aus dieſem Wortlaute deutlich, daß der 


Abgeordnete ee die Einhebung der Steuer vom 
Kleinverſchleißer, d. i. dem Wirthe oder Händler im Auge hat und 
daß er die Steuer, durch den Hinweis auf die mögliche Ueberwälzung, 
ausdrücklich als eine indirecte bezeichnet. Nach der Auffaſſung dieſes 
Abgeordneten iſt die Einhebung vom Conſumenten (den Fall der 
geſchloſſenen Orte ausgenommen) unbedingt ausgeſchloſſen. Die Aus⸗ 
führungen des genannten Abgeordneten fanden auch im Landtage keine 
Entgegnung und die Praxis hat dieſelben beſtätigt, da thatſächlich keine 
Preisſteigerung des Bieres im Ausſchanke ſtattfand. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum Begriffe von Zweigetabliſſements und Gebung in Commiſſion. 


Theodor B., Mühlebeſitzer in T., wurde mit dem Erkenntniſſe 
der Bezirkshauptmannſchaft in M. vom 29. December 1882, 3. 12.105, 
wegen Unterlaſſung der Anmeldung der in M. (beim Mahlproducten— 
händler Iſak P.) errichteten Mahlproducten-Niederlage zu einer 
Geldſtrafe von 100 fl. verurtheilt und demſelben die weitere Haltung 
der Niederlage, inſolange die Anmeldung derſelben nicht erfolgt, unterfagt. 

Dem dagegen ergriffenen Recurſe, welcher die erſtinſtanzliche 
Entſcheidung dahin anfocht, daß der von dem Recurrenten errichtete und 
durch den Iſak P. in M. bewirkte Verkauf feiner Mahlprodncte nicht 
die Merkmale der im § 47 der Gewerbeordnung erwähnten Zweig— 
etabliſſements und Niederlagen habe, deshalb bei der politiſchen Behöede 
nicht angemeldet werden müßte, hat die Statthalterei mit dem Erlaſſe 
vom 18. Auguſt 1883, 3. 22.930, und rückſichtlich des Verbotes zur 
weiteren Haltung der nicht angemeldeten Niederlage im Hinblicke auf 
den § 47 der Gewerbeordnung keine Folge gegeben, dagegen die 
verhängte Geldſtrafe auf 25 fl. herabgeſetzt, und gegen dieſe Entſcheidung, 
ſoweit dieſelbe die Beſtätigung des Straferkenntniſſes betrifft, nach 
$ 150 der Gewerbeordnung kein weiteres Recursrecht eingeräumt. 

Der gegen dieſe Entſcheidung rechtzeitig eingebrachte Miniſterial— 
recurs enthielt die früheren Ausführungen mit dem Beiſatze, daß ſich 
in M allerdings ein Lager von Producten aus der Fabrik des 
Recurrenten befindet, daß derſelbe ſogar das Locale dazu gemiethet habe, 
daß demungeachtet dieſes Locale keine Niederlage ſeiner Fabrik ſei, weil 
als Inhaber dieſes Geſchäftes nicht der Recurrent, ſondern Iſak P. gelte. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat hierüber am 28. August 
1884, 3. 12.992, in folgender Weiſe entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe des Theodor B. 
gegen die Entſcheidung der k. k. Statthalterei vom 18. Auguſt 1883, 
3. 22.930, mit welcher demſelben die Haltung einer Mahlproducten— 
Niederlage in M., inſolange die Anmeldung derſelben nicht erfolgt, 
unterſagt wurde, Folge zu geben, weil Iſak P. in M., bei welchem 
der Recurrent angeblich eine Niederlage ſeiner Mahlproducte errichtet 
hat, laut vorliegenden Gewerbeſcheines zum Handel mit dieſen Pro- 
ducten behördlich befugt iſt, in feinem Gewölbe außer den aus der 
Kunſtmühle des Theodor B. in T. herrührenden Producten auch die 
Artikel ſeines Greislergeſchäftes verkauft und für die verkauften Pro⸗ 
ducte aus der Kunſtmühle des Theodor B. von dem Letzteren blos 
eine Proviſion bezieht, demnach die Einlagerung und der Verkauf der 
Mahlproducte aus der Kunſtmühle des Recurrenten in dem Verkaufs⸗ 
locale des Iſak P. in M. nicht als eine im § 47 der Gewerbe— 
ordnung vom 20. December 1859, R. G. Bl. Nr. 227, bezeichnete 
Niederlage (Zweigetabliſſement) angefehen werden kann, vielmehr dieſe 
Einlagerung als eine unter die Beſtimmungen des § 46 der eitirten 
Gewerbeordnung fallende Unternehmung anzuſehen iſt. 

Auf Grund deſſen wird vom Miniſterium des Innern im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Handelsminiſterium auch das Straferkenntniß der 
Bezirkshauptmannſchaft im M. vom 29. December 1882, 3. 12.105, 
mit welchem der Recurrent wegen der Uebertretung des § 132, lit. a 
der Gewerbeordnung zu einer Geldſtrafe verurtheilt wurde, ſowie die 
dieſes Erkenntniß mildernde Statthalterei⸗Entſcheidung vom 18. Auguft 
1883, 3. 22.930, wegen Mangels eines ſtrafbaren Thatbeſtandes von 
Amtswegen aufgehoben.“ N. 


Wilddiebſtahl an einem Dachſe. 


Der k. k. Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 11. October 
1884, 3. 7191, die von Mathias W. erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde 
gegen das Urtheil des Kreisgerichtes in Wiener Neuſtadt vom 7. Mai 
1884, 3. 2282, verworfen. — Gründe: 

Die von Mathias W. eingebrachte Nichtigkeitsbeſchwerde ſtützt ſich 
auf Z. 4 des § 281 St. P. O., weil der Antrag des Vertheidigers 
auf Zuziehung eines dritten Sachverſtändigen vom Gerichtshofe zurück- 
gewieſen wurde, und auf Z. 9, a des § 281 St. P. O., weil durch 
den Ausſpruch des Gerichtshoſes über die Frage, ob die dem Ange— 
klagten zur Laſt fallende Handlung einen Diebſtahl begründe, das Geſetz 
unrichtig angewendet worden ſei. Die Nichtigkeitsbeſchwerde war nach 
beiden Richtungen unbegründet. Ob ein Dachs im Sinne des § 3 der 
mit Miniſterialerlaß vom 15. December 1852, 3. 5681, kundgemach⸗ 
ten jagdpolizeilichen Vorſchriften den ſchädlichen Raubthieren beizuzählen 
iſt, bleibt für die Beurtheilung der wider den Angeklagten feſtgeſtellten 
diebiſchen Erlegung und Wegnahme desſelben unentſcheidend. Die Ein— 
räumung der Befugniß, ſchädliches Raubwild zu erlegen, entſpringt, wie 
der Caſſationshof bereits in ſeiner Entſcheidung vom 21. Mai 1883, 
Z. 61, ausgeſprochen hat, dem Bedürfniſſe, für die Vertheidigung der 
Sicherheit der Perſon und des Eigenthumes vorzuſorgen — ein Grund: 
ſatz, der auch im $ 38 des Jagdgeſetzes ſür Böhmen vom 1. Juni 
1866, L. G. Bl. Nr. 49, enthalten iſt. Keineswegs aber wollte mit 
dieſer Befugniß das dem Jagdinhaber zuſtehende Occupationsrecht auf 
den einfachen Erleger übertragen werden. Etymologiſch betrachtet, iſt 
gewiß auch im „Erlegen“ das „Zueignen“ ebenſo wenig inbegriffen, 
wie im „Fangen“ — und ſollte, wie die Beſchwerde glauben machen 
will, ein ſolcher Begriffsumfang in den SS 1 und 4 der citirten jagd- 
polizeilichen Vorſchriften gemeint fein, dann könnte nicht überſehen werden, 
daß dort eben nur vom Jagdrecht und Jagdͤberechtigten und nicht auch 
vom bloßen Erleger die Rede iſt. 

Es hat übrigens das k. k. Miniſterium des Innern in wieder— 
holten Entſcheidungen, ſo insbeſondere in jenen vom 27. Februar 
1877, 8. 861, und vom 18. Juni 1878, 3. 7638, erklärt, daß 
§ 3 des Jagdpatentes vom Jahre 1786 ($ 3 der jagsdpolizeilichen 
Vorſchriften vom Jahre 1852) nur auf ein gemeingefährliches und 
überhaupt überwiegend ſchädliches Raubthier zu beziehen iſt, daß aber 
der Dachs ſeiner Natur nach dieſer Kategorie von Thieren um ſo 
weniger beigezählt werden kann, als für denſelben in einzelnen Ländern 
eine Schonzeit geſetzlich normirt iſt. 

Mit Rückſicht auf das Vorausgeſchickte beſtand ſonach gewiß kein 
triftiger Anlaß (S8 273 — 276 St. P. O.), die Verhandlung nach 
Antrag des Vertheidigers zu dem Zwecke zu vertagen, um gemäß 
§ 126 St. P. O. durch Beiziehung und Vernehmung eines dritten 
Experten klarzuſtellen, ob der Dachs ein Raubthier iſt oder nicht, weshalb 
auch die Ablehnung des darauf abzielenden Antrages den Nichtigkeits— 
grund der Z. 4 des § 281 St. P. O. nicht herſtellt. Ebenſo wenig 
läßt ſich der Vorwurf, als ſei in Beziehung auf die Qualität des 
Dachſes das Expertengutachten in den Urtheilsgründen unrichtig wieder— 
gegeben, ſelbſt wenn er begründet wäre, aus dem Geſichtspunkte der 
3. 5 des §S 281 St. P. O., welcher einen erheblichen Widerſpruch 
vorausſetzt, betrachten. 

Endlich kaun auch von dem Nichtigkeitsgrunde des § 281, 
3.9, a St. P. O. keine Rede ſein, da der Dachs als taugliches 
Diebſtahlsobject erſcheint und ein die Strafbarkeit ausſchließender Irr— 
thum auf Seite des Angeklagten verneint wurde. 


Der Bedienſtete einer Privatanſtalt, welcher auf Grund und nach 

Befolgung der bei eben dieſer Auſtalt beſtehenden Dienſtprag⸗ 

matik des Dienſtes entlaſſen und feiner Anſprüche auf Penfion, 

beziehentlich Proviſion verluſtig erklärt wurde, hat kein Recht, 

die Anstalt auf gerichtsordnungsmäßige Erweiſung der feine Ent: 
laſſung begründenden Thatſache zu belangen. 

Kläger belangte die Erſte öſterreichiſche Sparcaſſa in Wien auf 
Ausſtellung eines wahrheitsgemäß abgefaßten, jedoch nichts Nachtheiliges 
enthaltenden Dienſtentlaſſungszeugniſſes und auf Bezahlung einer lebens⸗ 
länglichen Penſion im jährlichen Betrage von 260 fl. in monatlich 
gleichen Anticipationsraten. Der Kläger, welcher bei der Geklagten als 
Amtsdiener angeſtellt geweſen war, wurde mit Erlaß vom 30. April 
1880, 3. 2961, auf Grund einer durchgeführten Disciplinarunter⸗ 
ſuchung, mit Beziehung auf die bei dem genannten Inſtitute geltende 
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Dienſtpragmatik, laut welcher die Direction der Sparcaſſa berechtigt iſt, 
einen Diener wegen Außerachtlaſſung der beſonderen Amtspflichten und 
der allgemeinen Pflichten in Disciplinarunterſuchung zu ziehen, und 
wenn er ſich nicht ſtandhaft zu rechtfertigen vermag, ihn zu entlaſſen 
wegen grober Verletzung der Dienſtespflichten, des Dienſtes entlaſſen. 
Nach § 14 des Penſionsnormales obiger Sparcaſſa verliert ein Diener 
derſelben den Anſpruch auf Proviſion, wenn er aus einem in der 
Dienfipragmatif erwähnten Grunde entlaſſen wird. Der Klüger ſtützte, 
eine grobe Verletzung der Dienſtespflichten beſtreitend, ſeine Klage auf 
die Behauptung, daß die Entlaſſung im Falle der angegebenen Pflicht⸗ 
verletzungen nur in derſelben Weiſe zuläſſig ſei, wie ſie es in einigen 
in der Geſindeordnung enthaltenen Fällen iſt, und daß ſonach der 
Nachweis des Verſchuldens im Falle der Klage des Dieners vor dem 
Richter gerechtfertigt werden müßte. 

Die erſte Inſtanz hat der Sparcaſſa die Ausſtellung eines 
wahrheitsgemäßen Zeugniſſes aufgetragen, im Uebrigen den Kläger ab⸗ 
gewieſen und in den Koſtenerſatz verfällt. 

Auf Appellation des Klägers hat das Oberlandesgericht dieſes 
Urtheil im erſten Punkte unberührt gelaſſen, im Uebrigen beſtätigt. 

Die dagegen vom Kläger eingelegte a. o. Reviſion hat der k. k. 
oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 28. Auguſt 1884, 3. 7207, 
zurückgewieſen, und zwar aus folgenden Gründen: Der Anſpruch eines 
Bedienſteten auf eine ihm von ſeinem Dienſtgeber zu verabreichende 
Penſion oder Proviſion iſt kein ſolcher, der aus dem Beſtande eines 
Dienſtverhältniſſes ſich ſchon von ſelbſt ergibt, ſondern kann immer nur 
durch ein beſonderes Uebe reinkommen zwiſchen dem Dienſtgeber und dem 
Bedienſteten begründet werden. Im vorliegenden Falle find das Pen⸗ 
ſionsnormale für die Beamten und Diener der Erſten öſterreichiſchen 
Sparcaſſa und die damit in Verbindung ſtehende Dienſtpragmatik als 
jene Urkunden zu betrachten, deren Beſtimmungen für das zwiſchen der 
geklagten Erſten öſterreichiſchen Sparcaſſa als Dienſtgeber und dem 
Kläger als bei derſelben angeſtellt gewejenen Amtsdiener beſtandene 
Dienſtverhältniß und für den von Letzterem daraus abgeleiteten Provi— 
ſionsanſpruch maßgebend ſind, und denen ſich der Kläger eben durch 
feinen Eintritt in den Dienſt dieſer Anſtalt unterworfen hat. Aus § 14 
des Penſionsnormales und ebenſo aus Abſatz III der Dienſtespragmatik 
geht hervor, daß ein Diener, welcher aus einem der in der Dienſtes— 
pragmatik vom 17. April 1863 angeführten Gründe aus dem Dienfte 
der Anſtalt entlaſſen worden iſt, eben dadurch den Anſpruch auf eine 
Proviſion verliert und zufolge Abſatz II der Dienſtespragmatik hat die 
Erſte öſterreichiſche Sparcaffa ſich vorbehalten, einen Beamten oder 
Diener, welcher ſeine beſonderen Amts- oder die allgemeinen Pflichten 
außer Acht läßt, einer Disciplinarunterſuchung zu unterziehen und, im 
Falle er ſich vor derſelben nicht ſtandhaft zu rechtfertigen vermag, nach 
Maß des ihm zur Laſt liegenden Vergehens und je nachdem es die 
Sicherheit oder das Anſehen der Auſtalt erfordert, die Rüge, die 
Suspenſion, die Degradirung oder endlich die Dienſtesentlaſſung gegen 
ihn zu verfügen. Dieſer Fall iſt hier eingetreten, indem die Direction 
der Erſten öſterreichiſchen Sparcaſſa mit dem Erlaſſe vom 30. April 
1880, 3. 2961, den Kläger nach durchgeführter Disciplinarunterſuchung 
wegen grober Verletzung der Dienſtespflichten aus dem Dienſte der 
Anſtalt entlaſſen hat und die erfolgte Durchführung einer Disciplinar— 
unterſuchung gegen denſelben durch die Ausſagen der hierüber vernom— 
menen Zeugen außer allen Zweifel geſetzt worden iſt. Der Kläger kann 
dies im Weſentlichen nicht in Abrede ſtellen; er beſtreitet jedoch deſſen— 
ungeachtet, daß ihm eine grobe Verletzung der Dienſtespflichten zur Laſt 
falle, behauptet, daß der gerichtsordnungsmäßige Beweis einer ſolchen 
Verletzung gegen ihn im vorliegenden Proceſſe hätte geführt werden 
ſollen und, da dies nicht geſchehen ſei, verlangt er die Zuerkennung der 
ihm vermeintlich gebührenden Proviſion. Dieſe Behauptung und das 
darauf geſtützte Begehren kann jedoch nicht für gegründet befunden wer⸗ 
den, weil weder aus den angeſührten Urkunden hervorgeht, noch auf 
andere Art bewieſen wird, daß die geklagte Sparcaſſa ſchuldig ſei, das 
Ergebniß einer von ihr geführten Disciplinarunterſuchung einer richter⸗ 
lichen Ueberprüfung unterziehen zu laſſen, wie dies der Fall wäre, wenn 
fie die durch die Disciplinarunterſuchung erhobenen Thatumſtände erſt 
im Proceſſe gerichtsordnungsmäßig zu erweiſen hätte. Wenn demnach beide 
Inſtanzen den Auſpruch des Klägers auf eine Proviſion übereinſtimmend 
abgewieſen haben, ſo kann hierin weder eine Nichtigkeit, noch eine 
offenbare Ungerechtigkeit gefunden werden, und ſind daher die geſetzlichen 
Vorausſetzungen zu einer Abänderung gleichförmiger untergerichtlicher 
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Entſcheidungen weder in der Hauptſache, noch im Koſtenpunkte vorhanden, 
in letzterem deshalb nicht, weil auch in Betreff der Zeugnißausſtellung 
dem Begehren des Klägers nur mit einer Einſchränkung ſtattgegeben 
wurde, die geklagte Anſtalt aber die Ausſtellung eines Zeugniſſes mit 


dieſer Einſchränkung nicht verweigert hat. Ger.⸗Ztg. 
Geſetze und Berordnungen. 
1884. I. Semeſter. 
Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für die Markgrafſchaft 


Mähren. 


XVI. Stück Ausgeg. am 18. Mai. — 51. Kundmachung der k. k. Finanz⸗ 
Landesdirection vom 24. April 1884, betreffend die Aenderung einiger Ver⸗ 
meſſungsbezirke für die Evidenzhaltung des Grundſteuerkataſters. — 52. Kund⸗ 
machung des mähr. Landesausſchuſſes vom 30. April 1884, betreſſend die 
57. Verloſung mähriſcher Grundentlaſtungs⸗Obligationen. — 53. Kundmachung 
des mähr. Landesausſchuſſes vom 1. Mai 1884, betreffend die 23. Verloſung 
der mähr. Propinationsablöſungs⸗ Obligationen. — 54. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 5. Mai 1884, betreffend die Verleihung des 
Befugniſſes eines behördlich autoriſirten Civilgeometers. — 55. Kundmachung 
des k. k. Statthalters in Mähren vom 5. Mai 1884, betreffend die Ueberſiedlung 
des behördlich autoriſirten Civilgeometers Franz Weinberger von Eibenſchitz 
nach Brünn. 


XVII. Stück. Ausgeg. am 7. Juni. — 56. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters in Mähren vom 12. Mai 1884, betreffend eine Aenderung der Zuſammen⸗ 
ſetzung des im Jahre 1884 neu zu wählenden Mähriſch⸗Neuſtädter Bezirksſtraßen⸗ 
Ausſchuſſes. 


XVIII. Stück. Ausgeg. am 28. Juni. — 57. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 6. Juni 1884, betreffend die Verleihung des 
Befugniſſes eines behördlich autoriſirten Civilgeometers. — 58. Kundmachung 
des k. k. Statthalters in Mähren vom 12. Juni 1884, betreffend die Trennung 
von in Folge des Gemeindegeſetzes vom 17. März 1849 mit anderen zu Einer 
Ortsgemeinde vereinigten Gemeinden und ihre Conſtituirung zu ſelbſtſtändigen 
Ortsgemeinden. — 59. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 
20. Juni 1884, betreffend die Autoriſirung des techniſchen Inſpectors der 
Dampfkeſſel⸗Unterſuchungs⸗ und Verſicherungs⸗Geſellſchaft Hugo Hampel in Troppau 
zur Erprobung und periodiſchen Unterſuchung der Dampffeſſel der ocgenchnſs 
mitglieder in Mähren. 


Geſetz- und Verordnungsblatt für das Kronland Herzogthum 
Ober- und Nieder-Schleſien. 


J. Stück. Ausgeg. am 25. Jänner. — 1. Kundmachung des k k. Landes⸗ 
präſidenten von Schleſien vom 21. December 1883, 3. 12.722, betreffs der 
Feſtſetzung der Verpflegstaxe im St. Johannesſpitale zu Salzburg. — 2. Kund⸗ 
machung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 22. December 1883, 
3. 12.723, betreffend die Bemeſſung der täglichen Verpflegsgebühren in den 
allgemeinen öffentlichen Krankenauſtalten Tirols und in der Landes⸗Gebärklinik 
zu Innsbruck. — 3. Kundmachung des k. k. mähr.⸗ſchleſiſchen Oberlandesgerichtes 
vom 27. December 1883, Z. 12.125, womit die Liſte der im Sprengel des 
k. k. mähr.⸗ſchleſiſchen Oberlandesgerichtes in Gemäßheit des 8 24 des Geſetzes 
vom 18. Februar 1878, R. G. Bl. Nr. 30, für das Jahr 1884 aufgeſtellten 
Sachverſtändigen für die Enteignung zum Zwecke des Betriebes und der Her⸗ 
ſtellung von Eiſenbahnen verlautbart wird. — 4. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präſidenten von Schleſien vom 12. Jänner 1884, 3. 435, betreffend die Feſt⸗ 


ſetzung der Verpflegstaxe in der öffentlichen Krankenanſtalt zu Mähriſch⸗ 
Weißkirchen. 


II. Stück. Ausgeg. am 23. Februar. — 5. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präfidenten von Schleſien vom 26. Jänner 1884, 8. 1020, betreffend die Feſt⸗ 
ſetzung der Verpflegsgebühren der öffentlichen Krankenanſtalten in Steiermark. — 
6. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 4. Februar 1884, 
8. 1475, mit welcher der Reiſe⸗ und Geſchäftsplan der ambulanten Stellungs⸗ 
commiſſionen im Kronlande Schleſien für die regelmäßige Stellung des Jahres 
1884 verlautbart wird. — 7. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von 
Schleſien vom 21. Februar 1884, 3. 2125, betreffend die Nichtheranziehung der 
4. Altersclaſſe zur Stellung im Jahre 1884. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


zum Vieeforſtmeiſter der Forſt⸗ 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


III. Stück. Ausgeg. am 12. April. — 8. Normative Beſtimmungen, 
betreffend die Heranziehung des Culturingenieurs für Schleſien zu fachlichen 
Leiſtungen für Bezirke, Gemeinden oder Private. — 9. Kundmachung des k. k. 
Landespräſidenten von Schleſien vom 13. März 1884, 3. 2890, über die für 
eingelieferte Maikäfer und Engerlinge im Jahre 1884 zu leiſtende Vergütung. — 
10. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 6. April 1884, 
3. 2724, betreffend die Durchführung des Geſetzes vom 6. December 1882 
bezüglich der Beitragsleiſtung der Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaſten zu den Koſten 
der Feuerwehren und zur Unterſtützung verunglückter Feuerwehrmänner. 


IV. Stück. Ausgeg. am 26. April. — 11. Kundmachung der k. k. ſchleſ. 
Landesregierung vom 8. April 1884, 8. 3783, womit die neue Wahlordnung 
für die ſchleſ. Handels- und Gewerbekammer verlautbart wird. — 12. Kund⸗ 
machung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 8. April 1884, Z. 3929, 
betreffend die Feſtſetzung der Verpflegstaxen in den öffentlichen Spitälern 
Dalmatiens. — 13. Kundmachung des ſchleſ. Landesausſchuſſes vom 8. April 1884, 
3. 1536, womit die Mitglieder der Direction der oſte rr.⸗ſchleſ. Bodenereditanſtalt 
verlautbart werden. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzprocurator in Trieſt Oberfinanzrathe 
Dr. Anton Verdin taxfrei den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Polizei⸗Bezirksarzte Dr. Andreas Schnitzler 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Gerenten des k. und k. Honorar-Biceconfulates 
in Valencia Theodor Mertens zum unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Conſularagenten J. Elmalek in Mogador 
den Titel eines Honorar-⸗Viceconſuls verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat den Oberforſtingenieur Arthur Heidler in Görz 
und Domänendirection in Innsbruck ernannt. 


Erledigungen. 


Proviſoriſche Eonce 
tung in Kärnte 
Nr. 58.) 


Evidenzhaltungs⸗Obergeometersſtelle in der neunten 
Dienſt beim k. k. Kataſtralmappenarchive in Zara, 
Nr. 59.) 

Zwei Bezirkscommiſſärsſtellen, eventuell zwei 
für Böhmen, bis 25. März. Amtsbl. Nr. 61.) 
2. .. —... — — — ͥ 


Verlag der k. k. Hof buchhandlung Vincenz Fink in Linz. 1884. 


Erläuterungen zur Gemeindeorinung, 


Von 
Julius Scheda, 


oberösterreichischer Landesrath. 
Herausgegeben auf Veranlassung des oberösterr, Landesausschusses, 
Preis 5 fl. 


( ptsprakticantenſtelle im Status der politiſchen Verwal— 
n mit 500 fl. jährlichem Adjutum, bis Mitte April. Amtsbl. 


Rangsclaſſe für den 
bis Mitte April. (Amtsbl. 


Statthaltereiconcipiſtenſtellen 


Das Buch umfasst für die oberösterreichischen Gemeinden die 
gesammten Gesetze und Verordnungen des selbstständigen Wirkungs- 
kreises und des Strafrechtes der Gemeinden, es enthält umfassende 
Erläuterungen, zahlreiche Specialentscheidungen des Ver waltungsgerichts- 
hofes, der Ministerien und Landesbehörden, des Landesausschusses, des 
Reichsgerichtes und des obersten Gerichtshofes, viele Formularien und 
ein kleines Fremdwörterbuch. Es empfiehlt sich das Buch nicht blos 
für oberösterreichische Gemeinden, sondern auch für Gemeinden anderer 
Kronländer, für politische Beamte, Advocaten und Notare, 


Alle in dieser Zeitschrift angekündigten und besprochenen Bücher sind durch 
die Manz’sche k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung in 
Wien, Kohlmarkt 7, zu beziehen. 


rn 


DEE Siezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenutniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Vogen 38 der Erkenntniſſe. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


